Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und Sport
Postfach 90 04 63
99107 Erfurt
Antrag
auf Förderung des Ausbaus der Infrastruktur zur Schaffung und Verbesserung der Voraussetzungen für die Anwendung zeitgemäßer Informations- und Medientechnik im Unterricht an den allgemein bildenden und den Berufsbildenden Schulen in Thüringen gemäß der Verwaltungsvorschrift des Thüringer Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport (TMBJS) zur Umsetzung des DigitalPakts Schule 2019 bis 2024, Teil I (DigitalPakt-Richtlinie - Schulen)
I.	Angaben zum Antragsteller
	Antragsteller
	Klicken Sie hier, um Text einzugeben.

	Anschrift
	Straße Nr. 
PLZ Ort

	Ansprechpartner
	Klicken Sie hier, um Text einzugeben.

	Telefon
	Klicken Sie hier, um Text einzugeben.

	E-Mail
	Klicken Sie hier, um Text einzugeben.


II.	Kostenplanung
	Fördergegenstand
	Anzahl der Schulen
	Betrag in €

	Ausgaben für Investitionen gemäß Nr. 2 Absatz 1 Buchstabe a DigitalPakt-Richtlinie - Schulen
	0
	0,00 €

	· davon für allgemein bildende Schulen
	0
	0,00 €

	Ausgaben für Investitionen gemäß Nr. 2 Absatz 1 Buchstabe b DigitalPakt-Richtlinie - Schulen
	0
	0,00 €

	· davon für allgemein bildende Schulen
	0
	0,00 €

	Ausgaben für Investitionen gemäß Nr. 2 Absatz 1 Buchstabe c DigitalPakt-Richtlinie - Schulen
	0
	0,00 €

	· davon für allgemein bildende Schulen
	0
	0,00 €

	Ausgaben für Investitionen gemäß Nr. 2 Absatz 1 Buchstabe d DigitalPakt-Richtlinie - Schulen
	0
	0,00 €

	· davon für allgemein bildende Schulen
	0
	0,00 €

	SUMMEN
	
	0,00 €



III.	Beantragte Mittel
Für unter II. dieses Antrags aufgeführte Investitionen in den in der Anlage 1 zu diesem Antrag aufgeführten Schulen wird eine Förderung in Höhe
	  0,00 €


aus Mitteln des DigitalPakt Schule 2019 bis 2024 beantragt.
IV.	Anlagen
1. Schulbezogene Kosten- und Zeitplanung
2. Schulisches Medienkonzept in Anlehnung an den „Leitfaden zur Erstellung eines schulischen Medienkonzepts“ des Thüringer Instituts für Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Medien (dieses umfasst das „Schulische Medienkonzept - Auf einem Blick“, den „Ausstattungsplan - Bedarfsübersicht“ und die „Fortbildungsplanung - Fortbildungsbedarf“ für jede in Anlage 1 aufgeführte Schule)
3. Bestätigung über ein auf die Ziele der Investitionsmaßnahme(n) abgestimmtes Konzept des Antragstellers über die Sicherstellung von Betrieb, Wartung und IT-Support gemäß Anlage 2 der BLV
V.	Erklärungen
Der Antragsteller erklärt, dass mit den zur Förderung beantragten Maßnahmen noch nicht begonnen wurde und vor einer Bewilligung nicht begonnen wird. Soweit im Antrag Investitionsmaßnahmen aufgeführt sind, die bereits vor Inkrafttreten der BLV begonnen wurden, aber noch nicht durch Abnahme aller Leistungen abgeschlossen sind, handelt es sich um selbstständige, noch nicht begonnene Abschnitte einer laufenden Investitionsmaßnahme (§ 4 Satz 3 BLV, Nr. 4 Absatz 1 DigitalPakt-Richtlinie – Schulen). Davon unbeschadet bleiben Anträge und Bewilligungen eines vorfristigen Maßnahmebeginns gemäß § 44 Abs. 1 Thüringer Landeshaushaltsordnung (ThürLHO).
Der Antragsteller erklärt, dass ihm die der Förderung zugrunde liegende DigitalPakt-Richtlinie - Schulen und die BLV sowie die anderen für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das Belassen der Förderung maßgeblichen Regelungen, insbesondere der §§ 23, 44 ThürLHO einschließlich Verwaltungsvorschriften sowie der §§ 48, 49, 49a Thüringer Landesverwaltungsverfahrensgesetz (ThürLwVfG), bekannt sind.
Dem Antragsteller ist bekannt, dass für das Zuwendungsverfahren die Vorschriften des Strafgesetzbuches (StGB), insbesondere § 264 StGB (Subventionsbetrug) und § 1 des Thüringer Subventionsgesetzes (ThürSubvG) i. V. m. §§ 2 – 6 des Subventionsgesetzes (SubvG) in der jeweiligen Fassung gelten.
Sofern der Zuwendungsempfänger unrichtige oder unvollständige Angaben über subventionserhebliche Tatsachen macht oder Angaben über subventionserhebliche Tatsachen unterlässt, kann er sich gemäß § 264 StGB wegen Subventionsbetruges strafbar machen. 
Subventionserheblich im Sinne von § 264 StGB sind Tatsachen, die nach
· dem Subventionszweck, 
· den Rechtsvorschriften, Verwaltungsvorschriften und Richtlinien über die Subventionsvergabe sowie 
· den sonstigen Vergabevoraussetzungen
für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das Belassen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils erheblich sind und von der Bewilligungsbehörde als subventionserheblich bezeichnet sind (§ 2 SubvG).
Der Antragsteller erklärt, dass für die geplante(n) IT-Infrastruktur-Maßnahme(n) keine ergänzenden Mittel des Bundes, insbesondere für Fördermaßnahmen nach dem Kommunalinvestitionsförderungsgesetz, beantragt, bewilligt oder gewährt wurden (Verbot der Doppelförderung). Die beantragten Mittel werden ebenfalls nicht als Kofinanzierungsmittel für EU-geförderte Programme eingesetzt (Erklärung gemäß § 10 BLV).
Der Antragsteller erklärt sich bereit, an den Berichtspflichten des Landes gegenüber dem Bund gemäß der §§ 12, 18 BLV und an der Evaluation des Förderprogramms DigitalPakt Schule 2019 bis 2024 gemäß § 19 BLV mitzuwirken.
VI.	Sonstiges
Die Auszahlung der Zuwendung soll erfolgen an:
	Kontoinhaber
	Klicken Sie hier, um Text einzugeben.

	Kontonummer IBAN
	DE00 0000 0000 0000 00



VII.	Datenschutz
Mir/ uns ist bekannt, dass die aus dem Antrag und dessen Ergänzungen ersichtlichen Angaben/ Daten vom TMBJS erfasst und im Rahmen der Verwendungsnachweisprüfung und der Berichterstattung gemäß der §§ 12, 18 BLV an den Bund übermittelt werden. Die Datenerhebung, -speicherung und -verarbeitung erfolgt in einem speziellen Datenerfassungsprogramm zum Zweck der Nachweisführung über die zweckentsprechende Verwendung der Fördermittel sowohl beim TMBJS als auch beim Bund.
Die im Rahmen der Antragstellung erhobenen personenbezogenen Daten des Ansprechpartners (Name, Vorname, dienstliche Telefonnummer, E-Mail-Adresse) verbleiben ausschließlich in der Handakte. Diese wird entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen aufbewahrt. Eine elektronische Erfassung und Verarbeitung der personengebundenen Daten des Ansprechpartners erfolgen nicht; die entsprechend vorliegenden Daten dienen ausschließlich der Antragsbearbeitung.
[Ort und Datum]	Stempel/ Unterschrift
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